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Drucksache Nr. 2142 


Anfrage Nr. 177 

der Abgeordneten Frau Dr. Probst und Genossen 


betr. Bundesversorgungsgesetz 


Das Bundesversorgungsgesetz ist am 21. De- 
zember 1950 verkündet worden und mit 
Wirkung vom 1. Oktober 1950 in Kraft 
getreten. Am 22. Dezember 1950 ist den 
Ländern, denen nach dem Grundgesetz die 
Durchführung des Bundesversorgungsgesetzes 
obliegt, der Entwurf der Verwaltungsvor- 
schriften als Richtlinien übersandt worden. 
Die Länder konnten daher vom Beginn dieses 
Jahres ab die Umanerkennungen der Renten 
nach dem neuen Gesetz in die Wege leiten. 
Trotz der Entschließung des Deutschen 
Bundestages und Bundesrates, Härten bei der 
Umanerkennung zu vermeiden und trotz der 
Empfehlung des Ausschusses für Kriegs- 
opfer- und Kriegsgefangenenfragen bzw. des 
Bundesarbeitsministeriums, bei der Umaner- 
kennung zunächst die Bedürftigsten der 
Kriegsopfer, die eine Erhöhung der Rente zu 
erwarten haben, zu berücksichtigen, hat eine 
Anzahl der Länder zunächst die Fälle be- 
arbeitet, bei denen die bisherigen Bezüge ent- 
weder herabgesetzt oder entzogen werden. 

Durch dieses Vorgehen ist eine beträchtliche 
Unruhe unter den Kriegsopfern entstanden. 

Wir bitten daher die Bundesregierung um 
Auskunft, ob sie in der Lage und bereit ist, 
diesen Übelständen bei der Durchführung des 
Bundesversorgungsgesetzes in den Ländern 
Einhalt zu gebieten. Ist die Bundesregierung 
in der Lage und bereit, von dem ihr nach 


Artikel 84 des Grundgesetzes zustehenden 
Aufsichtsrecht Gebrauch zu machen, um eine 
einheitliche Durchführung des Bundesver- 
sorgungsgesetzes im Sinne des Ausschusses 
für Kriegsopfer- und Kriegsgefangenenfragen 
und des Bundestages und eine beschleunigte 
Umanerkennung gemäß der Beschlüsse des 
Bundestages und Bundesrates, sowie der 
Empfehlung des Bundesarbeitsministers in 
den Ländern sicherzustellen? 

Ist eine Schulung und Beratung der Ver- 
waltungsbeamten vorgesehen? Wird durch 
entsprechende Maßnahmen gewährleistet, daß 
der ärztliche Dienst in Untersuchung und 
Heilbehandlung bzw. Krankenbehandlung 
dem Geiste und Wollen des neuen Gesetzes 
zu Gunsten der Kriegsopfer voll Rechnung 
trägt? 

Ist die Bundesregierung bereit, im Vorgriff 
auf den Haushalt 1951/52 die notwendigen 
Mittel bereitzustellen, um durch die vorge- 
sehenen weiteren 1800 Planstellen die Ver- 
sorgungsverwaltungen der Länder voll 
arbeitsfähig zu machen? Das gleiche gilt für 
die Haushaltmittel zum Zwecke der Er- 
stellung der notwendigen Verwaltungsbauten. 

Wir bitten die Bundesregierung um Aus- 
kunft, welche Maßnahmen vorgesehen sind, 
um auch auf dem Gebiete der Kriegsopfer- 
versorgung den Preiserhöhungen Rechnung 
zu tragen. 


Bonn, den 11. April 1951 
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